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WEU und Europäische
Rüstungsproduktion

Die europäische Rüstungsindustrie
steckt in der Krise. Die Waffenpro-
duzentInnen in der Union drängen auf
einen Binnenmarkt auch für ihre Pro-
dukte.

n PETER STEYRER

Die Beschäftigungsbilanz der Waffen-
produktion in den EU-Staaten der ver-
gangenen zehn Jahre fiel negativ aus:
Kündigungswellen in Deutschland,
100.000 Arbeitsplätze weniger in
Frankreichs Rüstungsindustrie und
50.000 beim britischen Waffenkonzern
Aerospace. Nun scheinen auch Umsatz
und Profit nicht mehr zu stimmen.

Der Umsatz der Rüstungsproduzenten
in der Europäischen Union beläuft sich
auf rund 3500 Milliarden Schilling. Die
US-Rüstungsindustrie setzt in halb so
viel Produktionsstätten doppelt soviel
um. [1] Das scheint der Maßstab für die
Rüstungspolitik der EU zu sein. Die
Westeuropäische Union (WEU) könnte
der politische Träger für das Vorhaben
werden, die Rüstungsproduktion wied-
er anzukurbeln. Mit Hilfe einer Westeu-
ropäischen Rüstungsallianz soll die
Krise der nationalen Rüstungsfirmen
gelöst werden. Dies ist ein wichtiger An-
trieb für die Bildung eines westeu-
ropäischen Sicherheitssystems. Sogenan-
nte gemeinsame Sicherheitsinteressen
und die Bildung einer Militätallianz
sind erst als Folgen einer gemeinsamen
Rüstungsindustrie zu erwarten.

Liberalisierung und

Rüstungspolitik
Während in der Wirtschaftspolitik allge-
mein die Freiheit des Kapitals und das
Zurückdrängen des Staates als Gestalter
oder gar als Eigentümer staatlicher
oder gemeinwirtschaftlicher Betriebe
auf der Tagesordnung steht, gibt es
gleichzeitig einen Wirtschaftsbereich,
der immer stärker der EU anvertraut
wird, die Rüstungsindustrie. Hier sind
es dann die Konzerne selbst, die nach
Aufträgen und Ordnungsmaßnahmen
der Politik rufen.

Die Waffenproduktion wird so in allen
Industrienationen zum zentralen
Wirtschaftslenkungsinstrument des
Staates. Je stärker jegliche politische
Gestaltung des Marktes im allgemeinen
von der Wirtschaft zurückgedrängt
w i r d ,  d e s t o  g r ö ß e r  w i r d  d i e
Notwendigkeit für Großkonzerne, über
den Rüstungsmarkt als Transmissions-
riemen der Wirtschaft zum Staat zu fin-
den.

Das Konzept dafür, Noam Chomsky hat
es militärischen Keynesianismus genan-
nt, wirkt auf den ersten Blick geradezu
hypnotisierend. Der sicherheitspoli-
tische Apparat des Staates kann durch
gezielte Vergabe von Forschungsmitteln
und Aufträgen an Rüstungsbetriebe di-
rekt auf die Wirtschaftsentwicklung Ein-
fluß nehmen. Der Staat kann damit ei-
nen Rest an Wirtschaftseinfluß für sich
retten. Die Wirtschaft erhält für den
kapitalintensivsten Bereich staatliche
Förderungsmittel für Forschung, En-
twicklung und Produktion. Geht es in
anderen Produktionszweigen schlecht,
kann ein größerer Rüstungsauftrag

helfen.

In den USA und Großbritannien haben
dieses Modell als erste Ronald Reagan
und Margret Thatcher umgesetzt. Eine
Steigerung des Verteidigungsbudgets
sollte die Nachfrage am Rüstungsmarkt
ankurbeln. Dies hatte zur Folge, daß
sich fast alle Großkonzerne einen Rüs-
tungssektor in ihrer Produktionspalette
aufgebaut oder solche angekauft haben.
Über Rüstungsaufträge holte man sich,
wenn nötig, Steuergelder vom Staat.
Der daraus entstehende Technologie-
und Rüstungswettlauf (Stichwort SDI)
hat zwar möglicherweise die Sowjetu-
nion besiegt, gleichzeitig aber der USA
unglaubliche Staatsverschuldung,
Aushöhlung des sowieso kaum entwick-
elten amerikanischen Sozialsystems,
Zerfall des gesellschaftlichen Zusam-
menhalts und zunehmende Sch-
wächung der Wettbewerbsfähigkeit
beschert. Den politischen Preis für die
Auswirkungen dieser Politik auf die ei-
gene Volkswirtschaft mußte Reagans
Nachfolger Bush mit seiner Wahlnieder-
lage gegen Clinton bezahlen. Auch in
Großbritannien wird der Nachfolger
Thatchers, John Major die Rechnung
für die Politik und die mittelfristigen
Folgen seiner Vorgängerin bei den näch-
sten Wahlen begleichen müssen.

Diese „Wirtschaftspolitik“ ist bereits in
den USA und England offensichtlich
gescheitert, obwohl sie der jeweils na-
tionalen Rüstungsproduktion genützt
hat. Doch genau diese Politik des mil-
itärischen Keynesianismus will nun ein
deutsch-französisches Rüstungskartell
im EU-Rahmen durchsetzen. Dieses
nimmt dafür Strukturbereinigungen in
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der Rüstungsindustrie vor.

Die Vorboten für den militärischen Key-
nesianismus liegen in der Liberal-
isierung, Flexibilisierung und Dereg-
ulierung des Marktes. Ist der Einfluß
des Staates vom Markt verdrängt, wird
es um vieles leichter werden, Subventio-
nen für Großkonzerne über Rüs-
tungsaufträge zu legitimieren. Konkurs
und Ausgleich wäre dann die Drohung,
mit denen Großkonzerne wie Daim-
ler-Benz Regierungen unter Druck
setzen können. Und wo die Sozialsys-
teme aufgeweicht oder schon aufgelöst
sind, wird der Druck am Arbeitsmarkt
groß genug sein, daß sich ein konkur-
renzfähiger, einheitlicher westeu-
ropäischer Rüstungsmarkt entwickeln
läßt. Die WEU und die Diskussion um
eine westeuropäische Sicherheitsar-
chitektur erscheinen vor diesem Hinter-
grund wie Glasperlenspiele für Sicher-
heitsexperten.

In den vergangenen fünf Jahren fiel die
erwartete Friedensdividende nach Ende
des kalten Krieges wesentlich niedriger
aus als erwartet. Was zu beobachten
war, ist eine Umstellung der Produk-
tion und der Arsenale aufgrund einer
Änderung der Strategie: Von Waffen für
die große Schlacht zwischen Ost und
West wird jetzt auf Interventionskräfte
umgestellt, was einen neuerlichen In-
vestitionsschub in der Rüstung bringen
wird. Statt massenhaft Kampfpanzer
werden jetzt verstärkt Luft- und mobile
Kräfte für out of area-Einsätze pro-
duziert und gekauft.

Rüstungs- und
Technologieentwicklung:
die letzten Aufträge des
Staates
Die Instrumente staatlicher Rüstungspol-
itik sind

Privatisierung,
Zusammenlegungen und transnatio-
nale Gemeinschaftsprojekte von Rüs-
tungsfirmen,
Forschungsaufträge im Hochtech-
nologiebereich, für Militärelektronik
sowie Weltraumforschung und
Aufträge im kapitalintensiven Rüs-
tungsbereich wie der Luftwaffenpro-
duktion.

Insbesondere in Großbritannien,
Frankreich und Deutschland spielt die

Rüstungsproduktion eine zentrale
wirtschaftliche Rolle. Aber auch Italien,
Spanien und Schweden besitzen bereits
ansehnliche Umsatzzahlen. Parallelferti-
gungen von Flugzeugen, Panzern, Hub-
schraubern und Raketen sind besonders
kostentreibend und ineffizient. Sie sch-
wächen die westeuropäischen Konzerne
gegenüber den US-amerikanischen
Konkurrenten. Die WEU könnte dieser
Entwicklung mit einer Verein-
heitlichung des Rüstungsmarktes entge-
gensteuern. Eine deutsch-französische
und eine EU-Rüstungsagentur setzen
bereits vorbereitende Schritte.

Die Funktionen, die in den USA das Pen-
tagon für den Rüstungsmarkt innehat,
könnte in Europa der WEU-Rat überneh-
men. Eine Akkordierung und Verein-
heitlichung der Forschungsaufträge, der
Produktion und der Verkaufspolitik,
damit glauben die WesteuropäerInnen
den Amerikanern auch auf den Weltwaf-
fenmärkten entgegentreten zu können.

Ein Beispiel für dieses Vorgehen ist die
Entwicklung des als Ersatz für den
Jäger 2000 gedachten Eurofighters, an
dem Deutschland (33 %), Italien
(21 %), Spanien (13 %) und Großbritan-
nien (33 %) beteiligt sind. Die gemein-
same Entscheidung aller westeu-
ropäischer Nationen für den Eurofight-
er hätte ein Auftragsvolumen von 650
Milliarden Schilling. Dies entspricht bei-
nahe dem österreichischen Staat-
shaushalt. Geben die Verteidigungsmin-
ister der EU ihren Sanctus, entsteht
eine Nachfrage, die einen gemeinsamen
europäischen Rüstungsbinnenmarkt zu
einer zwar staatlich subventionierten,
aber für die Konzerne hochprofitablen
Angelegenheit macht. Die Rüstungsplan-
nerInnen erhoffen sich, daß dadurch
die unlängst fusionierten französischen
Firmen Dassault und Aerospatiale, British
Aerospace und Daimler-Benz Aerospace
(DASA) auch am Weltwaffenmarkt
wesentlich besser gegenüber den
Amerikanern abschneiden werden.

Ein Hubschrauber, der den Namen
Tiger erhalten soll, wird in franzö-
sisch-deutscher Kooperation entwickelt.
Vor kurzem erst mußten die EuropäerIn-
nen hinnehmen, daß Großbritannien ei-
nen Hubschrauberauftrag im Wert von
40 Milliarden Schilling an Mac-Donnel
Douglas vergeben hat. Auch die Nieder-
lande folgten dem britischen Beispiel.
Solchem marktwirtschaftlichen Verhal-

ten der Regierung soll in Zukunft der
Rüstungsbinnenmarkt mit seinen Bedin-
gungen vorbeugen.

Von der nationalen zur
suprationalen
EU-Rüstungspolitik [2]
Die drei größten europäischen Rüs-
tungsproduzenten Frankreich, Großbri-
tannien und Deutschland verfolgen ver-
schiedene Strategien. Großbritannien,
das bereits unter Thatcher Anfang der
achtziger Jahre dem amerikanischen
Beispiel gefolgt ist und die Gesetze des
freien Marktes auch für die Rüstungsin-
dustrie verordnet hat, sind die franzö-
sischen und deutschen wie die meisten
anderen europäischen Waffenschmie-
den in der Krise. Thatcher hat analog
den USA die meisten Rüstungskonzerne
privatisiert und umstrukturiert. Weiters
hat sie keine fixe staatliche Auftragspol-
itik z. B. an British Aerospace durchge-
führt ,  jedoch sehr  wohl  große
Forschungsförderungsprogramme
bezahlt. Die britische Rüstungsproduk-
tion sollte damit auf längere Sicht inter-
national konkurrenzfähiger – und somit
auch für den eigenen Verteidigungsmin-
ister attraktiv – werden wird. Eine Er-
wartung, die sich auch erfüllte. 50.000
Stellen sind auf diesem Weg „rational-
isiert“ worden. Heute ist die britische
Rüstungsindustrie die im westeu-
ropäischen Rahmen erfolgreichste. Das
könnte auch ein Grund sein, warum
Großbritannien relativ geringes In-
teresse an einem gemeinsamen westeu-
ropäischen Rüstungsmarkt oder Sicher-
heitssystem hat.

Die französische Rüstungsindustrie
wird mit dem Begriff des Colbertismus
(nach dem Premierminister J. B. Col-
bert unter Ludwig dem XIV.) charak-
tisiert. Seine wesentlichen Merkmale
sind die weitgehende Staatlichkeit der
Rüstungsproduktion. Fixe staatliche
Aufträge und die Engführung der Waffe-
nentwicklungen mit den nationalen
Strategien sind für den Colbertismus
typisch. Was der Staat braucht und
will, wird produziert. Folge dieser „pro-
tektionistischen“ Rüstunspolitik sind
Konkurrenzprobleme für die monopolis-
tischen Betriebe, die dann rein staatlich
subventioniert werden. Neben der Ab-
schaffung der Wehrpflicht hat Präsident
Chirac zuletzt einen zweiten, viel
wichtigeren strategischen Schritt geset-
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zt: die Reform des Colbertismus mit
dem Ziel, die französischen Betriebe auf
den EU-Binnenmarkt für Rüstungsgüter
vorzubereiten und sie zum Flaggschiff
derselben zu machen. Zusammenlegung
von Dassault und Aerospatiale mit dem
Ziel der Privatisierung, Teilpri-
vatisierung von Thomson CSF und Ge-
meinschaftsprojekte mit der deutschen
DASA und der British Aerospace sollen
die französischen Waffen, die dann
WEU-Waffen sein werden, wieder wett-
bewerbs- und weltmarktfähig machen.

Die deutsche Rüstungspüroduktion
steckt ebenfalls in einer tiefen Krise.
Deutschland ist zwar 1994 hinter den
USA zum zweitgrößten Rüstungsexpor-
teur der Welt geworden. Dabei handelt
es sich jedoch in erster Linie um Altma-
terialien der Nationalen Volksarmee
der ehemaligen DDR und der Bun-
deswehr. Die deutsche Rüstungsproduk-
tion hat einige Struktumängel. In ver-
schiedenen Bereichen wie der Wel-
traumproduktion hinkt sie nach. In an-
deren konnte sie die Projekte im natio-
nalen Rahmen mangels politischer Zus-

timmung (Jäger 90) nicht umsetzen. Hi-
er besteht das größte Interesse an einer
Neustrukturierung des Marktes.
Deutschland ist daher auch die
treibende Kraft für zukünftige Gemein-
schaftsprojekte wie den Eurofighter,
das FLA-Transportflugzeug, den
Kampfhubschrauber Tiger und der Mil-
itärfregatte Horizon.

Vorerst werden diese Gemeinschaftspro-
jekte in einer deutsch-französischen
Rüstungsagentur geplant und vorbereit-
et. Für die Zukunft empfiehlt der WEU--
Experte De Vestel eine Westeuropäische
Rüstungsagentur (WEAG): „Die primäre
Funktion dieser WEAG soll der perma-
nente Dialog zwischen den Verteidi-
gungsministerien und deren führenden
Köpfen des Beschaffungswesens wer-
den. Im Moment treffen sich die
Verteidigungsminister nur zweimal jähr-
lich in der WEU und einmal in der
WEAG.“

Wird die Agentur zur ständigen Einrich-
tung, könnte sie sich zur besseren Iden-
tifizierbarkeit ruhig eines mar-

tialischeren Titels bedienen. Im suprana-
tionalen Rahmen der EU bleibt den
Menschen der Zugriff sowieso praktisch
verwehrt.

[1] Pierre De Vestel: Defence markets
and industries in Europe: Time for polit-
ical decisions?, Institute for Security
Studies of WEU 1995.

[2] ebd.
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